








Über das Buch

Die Dominanz der Volksparteien, die nach 1945 für Jahrzehnte Deutschland und Österreich geprägt hat, ist unwiderruflich vergangen. Nach dem Ende des Kalten Krieges durchkreuzen neue gesellschaftliche Konfliktlinien die bereits existierenden und damit auch die »alten« Parteien. Die Größenunterschiede zwischen »großen« und »kleinen« Parteien schrumpfen. Mehrheiten sind unter diesen Bedingungen schwerer zu organisieren. Der anerkannte deutsche Parteienforscher Michael Koß sieht darin eine gewaltige Herausforderung, aber trotz vermehrtem Streit und Konflikten keine Katastrophe. Bürger und Politiker sind nun gezwungen, die Demokratie und deren Regeln anders zu verstehen und die Austragung von Konflikten neu einzuüben. Das kann ein Gewinn sein.
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1. Einleitung:   Die Demokratie und die drei Facetten der Mehrheit

Im September 2017 zog mit der AfD zum ersten Mal eine Partei rechts der Union in Fraktionsstärke in den Deutschen Bundestag ein. Noch in der Wahlnacht blies der designierte Fraktionsvorsitzende, Alexander Gauland, das Halali. Sein »Wir werden sie jagen« ist mittlerweile sehr bekannt. Weniger bekannt ist, was Gauland, einer der wenigen in seiner Partei mit umfangreicher Politikerfahrung, noch sagte: »Und wir werden uns unser Land und unser Volk zurückholen« (Spiegel Online, 24.7.2017). Nur, wie macht man das, sich ein Land und vor allem dessen Volk zurückholen? Einen Vorgeschmack darauf bekam die deutsche Öffentlichkeit am 5. Februar 2020, als es zum Handschlag zwischen zwei Fraktionsvorsitzenden im thüringischen Landtag, Thomas Kemmerich von der FDP und Björn Höcke von der AfD, kam. Kemmerich war kurz zuvor zum thüringischen Ministerpräsidenten gewählt worden, und zwar mit den Stimmen von CDU und AfD. Der anschließende Handschlag von Erfurt symbolisierte das Ende einer vormals überaus wirkmächtigen Übereinkunft der Bundesrepublik: keiner Partei rechts der Union Einfluss auf politische Entscheidungen zuzugestehen. Wenn auch informeller Natur, war dieser »Konsens der Demokraten« (Rudzio 2002, S. 45) doch so etwas wie eine Staatsdoktrin der Bundesrepublik, die sich explizit als das politische System verstand, das seine Lehren aus den Schrecken des Nationalsozialismus gezogen hatte.

Eine der Lehren aus der NS-Vergangenheit besagte seit dem Ende der 1950er-Jahre, dass CDU/CSU und FDP mit Parteien zu ihrer Rechten keine parlamentarische Zusammenarbeit (mehr) eingingen. Zuvor hatte die Union diverse rechte Parteien entweder marginalisiert – etwa die Sozialistische Reichspartei, die 1952 wegen ihrer Nähe zur NSDAP vom Bundesverfassungsgericht verboten wurde – oder absorbiert wie die Deutsche Partei, der die CDU 1961 nicht mehr zu Direktmandaten verhalf, sodass die Mehrheit ihrer Abgeordneten zur CDU wechselte. Auf Landesebene hatten sich die Parteien der Mitte danach zwar immer wieder der Konkurrenz vom rechten Rand zu stellen. Erwähnt seien hier nur die NPD, die Republikaner und die DVU. Im Zuge des Handschlags von Erfurt hatte die Brandmauer nach rechts nun erstmals Brüche bekommen. Vor allem Teile der ostdeutschen CDU können sich eine parlamentarische Zusammenarbeit mit der AfD vorstellen. Explizit erwähnt sei eine Denkschrift zweier stellvertretender Fraktionschefs der sachsen-anhaltinischen CDU, die im Juni 2019 dafür plädierten, »das Soziale mit dem Nationalen zu versöhnen« (Bingener 2020). Auch wenn die Bundes-CDU sich umgehend distanzierte und auch in Sachsen-Anhalt nicht alle Parteimitglieder glücklich waren, die Wortwahl konnte als Menetekel gelesen werden.

Am 5. Februar 2020 zeigte sich dann, dass rechts der Union wieder paktiert wurde. Kemmerich, dessen FDP mit exakt fünf Prozent der Wählerstimmen und fünf Parlamentsmandaten in den Landtag eingezogen war, ließ nach seiner Wahl zum Ministerpräsidenten erkennen, dass er sich keinerlei Gedanken darüber gemacht hatte, was er mit seinem neugewonnenen Staatsamt anfangen wollte. Es ging offensichtlich allein darum, die bestehende Koalition aus Linkspartei, SPD und Grünen, die als Minderheitsregierung im Amt bleiben wollte, zu düpieren. Für eine Partei, die ausweislich ihres Bundesvorsitzenden lieber gar nicht als falsch regieren wollte, war das recht wenig Inhalt. Umso erstaunlicher, dass Christian Lindner im Vorfeld der Wahl zum Ministerpräsidenten Kemmerich nicht von seinem Plan abbringen konnte. Der stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende und Bundestagsvizepräsident Wolfgang Kubicki gratulierte Kemmerich sogar zunächst, ebenso wie beispielsweise die Staatsministerin Dorothee Bär von der CSU. Es bedurfte erst eindrücklicher Erläuterungen der Konsequenzen seiner Wahl zum Ministerpräsidenten, bis Kemmerich am 8. Februar zurücktrat. Die Katze einer möglichen Zusammenarbeit von CDU und FDP mit einem rechtsextremen Landesverband der AfD – der thüringische Landesverband der AfD wird mittlerweile vom Verfassungsschutz beobachtet1 – war damit aus dem Sack. 

Und es sollte noch drastischer kommen. Am 29. August 2020 versuchten Rechtsextreme aus einer Demonstration gegen die Corona-Maßnahmen der Bundesregierung heraus, symbolträchtig den Reichstag zu besetzen. Zwar gelangten sie mit Reichsflaggen auf die Treppe des Parlamentsgebäudes, allerdings konnten die nur vier anwesenden Polizeibeamten Schlimmeres inklusive der Entstehung menetekelartiger Bilder verhindern (Wehner 2020b). 

Was geht hier vor? Warum sollen Regierungen gejagt und Völker zurückgeholt werden? Wie konnte es dazu kommen, dass etwas, das vormals als Staatsdoktrin galt, zumindest temporär abgeräumt wurde? Und warum rennt man mit Reichsflaggen durch Berlin, wenn eine Pandemie ausbricht? Wenn wir dieser Frage nachgehen wollen, so sollten wir uns näher mit den drei Facetten des demokratischen Mehrheitsbegriffs auseinandersetzen, die anlässlich der skizzierten Ereignisse zur Disposition standen. Da ist erstens die Mehrheit für die Demokratie. Warum verlieren die Parteien mit fraglos demokratischem Leumund immer mehr Wählerstimmen, während zusehends größere Teile der Wählerschaft es zumindest billigend in Kauf nehmen, Extreme in Parlamente zu wählen? Insbesondere im Fall der Vertreter des vermeintlich aufgelösten Flügels innerhalb der AfD ist zumindest offen, ob diese sich wirklich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes bekennt. 

Demokratisch ist ein politisches System, in dem drei Dinge zusammenkommen (Berins Collier 1999, S. 24): Die Bürger eines Staates müssen über individuelle Freiheitsrechte verfügen (liberale Dimension) und durch Wahlen die Regierungsbildung beeinflussen können (elektorale Dimension). Schließlich müssen alle maßgeblichen politischen Entscheidungen an Mehrheiten in einem gewählten Parlament rückgekoppelt sein (legislative Dimension). Zumindest die liberale Dimension wird von Vertretern des rechten AfD-Flügels nachdrücklich zur Disposition gestellt. Björn Höcke etwa sprach sich zur Rettung des ethnisch verstandenen »deutschen« Volkes für ein umfangreiches Remigrationsprojekt aus, bei dem sich »menschliche Härten und unschöne Szenen nicht immer vermeiden lassen werden«.2 Höcke ließ bewusst offen, wer im Zweifelsfall ausgewiesen werden sollte. In diesem Sinne hatte schon Gaulands Volk-Rückhol-Einlassung bewusst dem dezidiert antidemokratischen Ideal eines ethnisch homogenen Staatsvolks in die Karten gespielt. 

Zweitens wirft insbesondere der Handschlag von Erfurt die Frage nach der Mehrheitsbildung im Parteiensystem auf. Auch diese ist schwieriger geworden. In Thüringen standen sich zwei Bündnisse aus jeweils drei Parteien (Linkspartei, SPD, Grüne einerseits, CDU, FDP und AfD andererseits) gegenüber – zumindest für vier Tage. In den Zeiten des sogenannten Zweieinhalb-Parteiensystems aus Union, SPD und FDP während der 1960er- und 1970er-Jahre war die Regierungsbildung ungleich einfacher, denn Union oder SPD mussten nur die FDP als »kraftlose Wetterfahne« (Smith 1975, S. 376) des Parteiensystems für sich gewinnen und konnten loskoalieren. Alleinregierungen von Union oder SPD lagen auch jenseits von Bayern durchaus im Bereich des Möglichen. Warum ist das Parteiensystem heute so fragmentiert, dass selbst Zweierbündnisse die Ausnahme darstellen? Und welche Auswirkungen hat die erschwerte Mehrheitsbildung, nicht allein im Bereich der Koalitionen, sondern auch der Gesetzgebung als des wichtigsten Ziels parlamentarischen Handelns? In Deutschland ist es mit der Suche nach Mehrheiten im Bundestag ja nicht getan. Viele Vorlagen, insbesondere solche mit finanziellen Folgen, müssen auch den Bundesrat passieren. In diesem verlor selbst die vermeintliche Große Koalition aus Union und SPD erstmals 2009 die Mehrheit und hat sie seitdem nicht zurückerlangt. Im Gegenteil, der Anteil der Bundesratssitze, für die Union und SPD exklusiv die Stimmabgabe bestimmen können, ist im Februar 2020 auf 17 Prozent (12 von 69 Stimmen) gesunken. Seitdem sind nur noch in Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern und dem Saarland Koalitionen aus CDU und SPD im Amt; Alleinregierungen gibt es in keinem Bundesland mehr. 

Damit sind wir bei der dritten Facette des Mehrheitsbegriffs angelangt, der genuin parlamentarischen. Sind handlungsfähige Mehrheiten auch unter der Bedingung von Minderheitsregierungen möglich? Aktuell wird Thüringen von einer Dreiparteien-Minderheitsregierung regiert. Das klingt, zumal in deutschen Ohren, nicht gerade nach klaren Verhältnissen. Dennoch agiert das Minderheitenbündnis unter Führung von Bodo Ramelow bislang sehr geräuschlos. Von zentraler Bedeutung ist ja letztendlich in der Tat nicht, dass eine Mehrheit regiert, sondern dass Mehrheiten hinter den Gesetzgebungsprojekten einer Regierung zustande kommen. Sind also Minderheitsregierungen ein Ausweg aus dem Dilemma der Mehrheitsbildung? Unter welchen Rahmenbedingungen könnte dies der Fall sein? Diese Frage legt es nahe, nicht nur die Wähler und die Parteien in den Blick zu nehmen (die im Mittelpunkt der beiden zuvor genannten Facetten demokratischer Mehrheiten stehen), sondern auch die institutionellen Rahmenbedingungen eines politischen Systems, namentlich (aber nicht nur) die Regeln des Parlaments. Was ermöglicht oder erschwert hier politische Entscheidungen unter der Bedingung erschwerter Mehrheitsbildung? In diesen Zusammenhang gehören auch die institutionellen Stellschrauben, an denen sich drehen lässt, um die Mehrheitsbildung zu vereinfachen.

Zusammengefasst geht es in diesem Buch also um drei zentrale Fragen: Warum wird es zusehends schwerer, gesellschaftliche Mehrheiten zu organisieren? Was bedeutet das für die Mehrheitsbildung in Parteiensystemen und Parlamenten? Und was können wir tun, um zu ermöglichen, dass einerseits politische Entscheidungen getroffen werden können und diese andererseits gesellschaftliche Vorlieben so gut wie möglich widerspiegeln? Diese Fragen sollen im Folgenden nicht nur im Hinblick auf Deutschland, sondern auch sein Nachbarland Österreich untersucht werden.

Aus österreichischer Perspektive firmiert das, was heute in der Bundesrepublik politisch als breaking news verhandelt wird, eher in der Rubrik »Nichts Neues unter der Sonne«. Ähnlich wie in Deutschland dominierten in Österreich lange eine christ- und eine sozialdemokratische Partei die Politik, die ÖVP und die SPÖ. Beide stießen ebenfalls in den 1980er-Jahren an die Grenzen ihres Wählerzuspruchs und können heute anstelle von mehr als 90 Prozent der Wählerschaft gemeinsam kaum mehr eine absolute Mehrheit organisieren. Anders als in Deutschland waren ÖVP und SPÖ allerdings seit jeher nahezu gezwungen, miteinander zu koalieren, weil in Österreich mit dem Verband der Unabhängigen (VdU) – aus dem 1955 die FPÖ hervorging – seit 1949 eine Partei im Parlament vertreten war, die in direkter Kontinuität zum Nationalsozialismus stand. Während im Bundestag also erst seit 2017 wieder eine Partei rechts der Christdemokratie in Fraktionsstärke vertreten ist, war dies im österreichischen Nationalrat seit 1949 durchgehend der Fall. Dies erklärt, warum die Brandmauer nach rechts in Österreich viel früher bröckelte, nicht zuletzt, um den (vermeintlichen) Teufelskreis der ewigen Großen Koalition zu durchbrechen. In Österreich war es bemerkenswerterweise die SPÖ, die sich 1970/71 von der damals zusehends liberaler werdenden FPÖ zuerst in der Regierung tolerieren ließ. Vor dem Rechtsruck der FPÖ von 1986 koalierte die SPÖ sogar mit dieser, seitdem gab die (zumindest latent rechtsextreme)3 FPÖ drei Gastspiele in ÖVP-geführten Regierungen, zuletzt von 2017 bis 2019, als ein allzu offenherziges Urlaubsvideo (Ibiza!) diese Koalition beendete. Dies eröffnete wiederum einer Konstellation die Bühne, die in Deutschland wesentlich ausführlicher diskutiert, aber bislang auf Bundesebene noch nie praktiziert wurde: schwarz- (bzw. in neuester österreichischer Diktion: türkis-) grün. Daran lässt sich ablesen, dass Österreich insbesondere in puncto Mehrheitsbildung unter erschwerten Bedingungen eine Vorreiterrolle gegenüber Deutschland einnimmt.

Der wichtigste Grund dafür, in einem Buch über demokratische Mehrheiten neben Deutschland auch Österreich zu analysieren, ist allerdings beider Länder Erbe als enfants terribles – oder unverblümter: party crasher – der europäischen Politik. In Deutschland und Österreich kommen in historischer Perspektive drei Umstände zusammen, die sich für die Bildung demokratischer Mehrheiten als fatal erwiesen haben. Erstens kann Österreich genau wie Deutschland als »verspätete Nation« (Helmut Plessner) gelten. Die Grenzen beider Länder waren lange Zeit notorisch unklar; Deutschland formierte sich erst 1871 und Österreich erst 1918 als Nationalstaat. Bis zum meltdown des Zweiten Weltkriegs (und des vorangehenden erzwungenen »Anschlusses« Österreichs an das nationalsozialistische Deutschland) hatte sich ein Großteil der Österreicher gar für einen Zusammenschluss mit Deutschland ausgesprochen. Zweitens diente die recht häufige Verwicklung beider Länder in kriegerische Auseinandersetzungen in der Mitte Europas – weniger vornehm ließe sich auch von Anzettelung sprechen – den jeweiligen politischen Eliten lange als Vorwand, innenpolitisch eine Demokratisierung zu verhindern. Reflexhaft wurde mit dem Rekurs auf die nötige »Handlungsfähigkeit« der Ruf nach Mitsprache ausgebremst. So konnte sich die Demokratie in Deutschland und Österreich erst nach dem Zweiten Weltkrieg dauerhaft etablieren.

Eben weil die Grenzen beider Länder lange unklar und demokratische Rechte bestenfalls rudimentär verankert waren, waren die Gesellschaften Deutschlands und Österreichs drittens tiefer gespalten als die der meisten anderen europäischen Staaten. Hier wurde nicht nur über die klassischen Probleme gestritten, wie etwa den Einfluss der Religion auf den Staat, das Ausmaß der Umverteilung und den Ausgleich zwischen den Regionen des Staates, sondern auch über die grundsätzliche Zugehörigkeit zum (wie gesagt unklar definierten und demokratisch rückständigen) Staat. Die spezifisch deutsche und österreichische Spielart eines »unbestimmten Nationalismus« (M. Rainer Lepsius) ermöglichte es, politischen Kontrahenten die Loyalität zum Staat abzuerkennen, was dann im Umkehrschluss dazu berechtigte, diesen auch die demokratische Teilhabe vorzuenthalten. Bestes Beispiel dafür war die im Kaiserreich aufkommende Stigmatisierung deutscher Sozialdemokraten als »vaterlandslose Gesellen«. Die Älteren, die im Fernsehen noch die Serie »Ein Herz und eine Seele« angesehen haben, wissen aus den Tiraden von Heinz Schubert als »Ekel Alfred« sehr genau, dass dieses Ressentiment noch sehr lange nachgewirkt hat. Jüngere sollten mal auf der Online-Plattform ihrer Wahl in die Serie reinschauen; Alfred Tetzlaff ist mit seinem reichhaltigen Repertoire an Ressentiments der Sido der alten BRD – vor der Wasserscheide der Wiedervereinigung und des damit einhergehenden Endes des Kalten Krieges. 

Die historische Hypothek wechselseitiger Stigmatisierungen hatte dann zur Folge, dass sich verschiedene gesellschaftliche Gruppen in Deutschland wie in Österreich besonders scharf voneinander abzugrenzen begannen. Anstatt Teil der Gesellschaft als solcher zu werden, definierten sich die Einzelnen vor allem als Mitglieder der je eigenen Gruppe, die sich klar von anderen Gruppen distanzierten und nur untereinander Austausch pflegten. Diese gesellschaftlichen Bezugsgruppen firmierten in Deutschland unter dem Begriff »Milieus« und in Österreich als »Lager« (Lepsius 1993; Wandruszka 1954, S. 290–300). Historisch betrachtet waren Milieus oder Lager potenzielle Horte vormoderner (und damit vorindustrieller und vor allem: vordemokratischer) Lebensführung, die gleichzeitig aber auch ihre Mitglieder stabilisierten und sie – im Guten wie im Schlechten – von kurzfristigen politischen Entscheidungen abbrachten. Nichts symbolisiert das anschaulicher als die Rede davon, sich »von der Wiege bis zur Bahre« in einer sozialdemokratischen Lebenswelt zu befinden. Genauso traf dies aber auch auf Katholiken, Deutschnationale (in Österreich) sowie, nur in Deutschland und mit Abstrichen, protestantische Konservative und Liberale zu. Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs befanden sich Milieus bzw. Lager in stetiger Auflösung, und wie es häufig so ist: Was zuvor als modernisierungshemmend abgeurteilt wurde (weil milieuübergreifende Allianzen verhindernd, vgl. z. B. Dahrendorf 1965), galt retrospektiv als der soziale Humus, der den Parteien heute unwiederbringlich verloren gegangen ist (vgl. z. B. Dürr & Walter 2000).

Wir halten fest: Politisch ist es traditionell kompliziert in Deutschland und Österreich. Leichter als anderswo kann man hier vom Modus des Streits über die Verteilung öffentlicher Güter innerhalb des politischen Systems zur Infragestellung der Loyalität zu diesem System wechseln, nicht zuletzt, weil eng vernetzte gesellschaftliche Großgruppen lange eingeübt haben, einander argwöhnisch gegenüberzustehen. Letztlich interessieren uns aber nicht die historischen Hypotheken, sondern die Gegenwart und mögliche zukünftige Entwicklungen. Wie also steht es um die drei Facetten demokratischer Mehrheiten in Deutschland und Österreich? Die zentralen Thesen des Buches seien im Folgenden kurz skizziert. 

Allen Unkenrufen zum Trotz: Die Parteien waren, sind und bleiben die zentralen Akteure der demokratischen Mehrheitsbildung. Ungeachtet allen gesellschaftlichen Wandels sind nur Parteien in der Lage, die politischen Forderungen gesellschaftlicher Gruppen nicht nur aufzunehmen, sondern auch zu aggregieren, soll sagen: aus diffusen und widersprüchlichen Einzelmeinungen und -vorlieben mehrheitsfähige Positionen zu erschaffen (Rosenbluth & Shapiro 2018). Es gibt natürlich Alternativen wie Plebiszite und technokratische Expertenherrschaft, aber sie sind schlechter. Mögen der Verdruss über die Parteien und die Sehnsucht nach anderen Formen der Mehrheitsbildung auch noch so groß sein, Plebisziten fehlt die kompromissbildende Flexibilität und der technokratischen Herrschaft der Experten die Rückbindung an gesellschaftliche Präferenzen.

Kaum eine Reflexion über Parteien kommt ohne den Verweis darauf aus, dass diese abgekoppelt seien von denjenigen Ideen und Individuen, die ihren Aufstieg einst ermöglicht hätten. Selbst sensible Geister wie Robert Misik (2019, S. 100) sehen die »Existenzsicherung der Organisation selbst« als das letzte verbliebene Ziel der Parteien an und konstatieren deren »Gleichschaltung« (Misik 2019, S. 101). Solche Klagen werden schon dadurch entwertet, dass sie exakt so alt sind wie die modernen Parteien selbst. Bereits 1911 sprach der Soziologe Robert Michels von einem »ehernen Gesetz der Oligarchie« (Michels 1989, S. 351), dem zufolge Parteiapparate eine Tendenz zur Verselbstständigung innewohne. Parteienherrschaft ist zweifellos nicht unproblematisch, aber eben dennoch besser als ihre Alternativen. Deshalb möchte man den Parteienverächtern mit dem Pathos Max Webers entgegenrufen: Erst wenn der letzte Eurer ressentimentgeladenen Reflexe verpufft und das letzte »früher war alles besser« verhallt ist, werdet Ihr merken, dass man tragfähige Mehrheiten nicht herbeisinnieren kann und dass Experten früher oder später nur noch tun, was sie wollen.4 

Die heutige Wahrnehmung einer Demokratiekrise geht maßgeblich darauf zurück, dass hinter uns eine außergewöhnliche Phase der parteipolitischen Stabilität liegt, die auf der spezifischen Konstellation des Kalten Krieges beruhte. Diese These wird verständlich, wenn wir uns zunächst vergegenwärtigen, dass Parteien nur in ihrem gesellschaftlichen Kontext verstanden werden können. Parteien entstehen nur dann, wenn sich um ein gemeinsames Interesse herum gesellschaftliche Gruppen herauskristallisieren, deren Mitglieder der Ansicht sind, dass just dieses Interesse politisch unterrepräsentiert ist oder vielleicht sogar unterdrückt wird. Erst wenn durch eine Gesellschaft so genannte Konfliktlinien verlaufen, die Gruppen anhand ihrer schwer veränderlichen Eigenschaften (etwa sozialer oder ethnischer Status, Religion) – und das heißt: strukturell – voneinander trennen, haben Parteien den Rückhalt, um sich dauerhaft als politische Vertreter dieser Gruppen etablieren zu können (Lipset & Rokkan 1967). Der Forderung nach Anerkennung von Arbeiterrechten lag eine solche Konfliktlinie zugrunde (die dann sozialdemokratische Parteien begründete), dem Wunsch nach mehr Schutz der Privatsphäre nicht (wie das Schicksal der Piratenparteien verdeutlicht).

Die Gestalt eines Parteiensystems hängt maßgeblich davon ab, ob die gesellschaftlichen Konfliktlinien ungebündelt (einander überkreuzend) oder gebündelt angeordnet sind (und parallel zueinander verlaufen). Nur im letzteren Fall können wenige und stabile Parteien die gesellschaftlichen Konflikte en gros vertreten, ohne dass sie dabei das gesamte ideologische Spektrum ausnutzen müssen. Im ersteren Fall ist ein ideologisch polarisiertes Vielparteiensystem mit großen Ausschlägen in der Wählergunst wahrscheinlich. Aufgrund der sie charakterisierenden Vielzahl von hart ausgetragenen gesellschaftlichen Konflikten waren Deutschland und Österreich immer Anwärter für Vielparteiensysteme. Diese demokratisch einzuhegen, ist die traditionelle Herausforderung in diesen Ländern.

Der Kalte Krieg ermöglichte es den Parteien in beiden Ländern nun, aus diesem Dilemma auszubrechen. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges fielen zwei fundamentale (und vormals gerade in Deutschland und Österreich disparate) Ziele aller Politik in eins, und das auch noch unter demokratischen Vorzeichen: Sicherheit und Wohlfahrt. Ob formell in der NATO oder informell im Rahmen der Neutralität, die Westbindung war nach 1945 notgedrungen unumstritten. Angesichts der zunehmenden Diskreditierung des Kommunismus und der begrenzten eigenen Souveränität gab »der« Westen – der als eigene Größe nach 1945 erst entstand (Westad 2017, Kap. 8) – eine so klare außenpolitische Linie vor wie niemals zuvor. Gleichzeitig entstand im Bereich der Wirtschaftspolitik ein moderat sozialdemokratischer Konsens. Selbst Konservative gestanden nun zu, dass Reichtum grundsätzlich umverteilt werden müsse, allein um neidvolle Blicke auf den kommunistischen Block zu unterbinden. Und die Demokratie als solche war als Austragungsmechanismus der Politik angesichts des Systemkonflikts ohnehin gesetzt. Weil es so naheliegend wie nie war, in der globalen Auseinandersetzung mit dem gemeinsamen Gegner des Kommunismus die eigenen Reihen zu schließen, wurde in der alten Bundesrepublik und in Österreich zum ersten Mal ein politischer Wettbewerb möglich, in dem ganz überwiegend innerhalb eines demokratischen Systems verhandelt wurde und eben nicht über dessen Geltung oder die Zugehörigkeit zu diesem. Die Folge davon waren übersichtliche und wenig polarisierte Parteiensysteme, in denen vor allem über Nuancen gestritten wurde und weniger ums große Ganze: mehr oder weniger Annäherung an den Westen und mehr oder weniger Umverteilung. Über beides – Orientierung nach Westen und Umverteilung – bestand grundsätzlich kein Dissens. Die anderen großen Konfliktfelder, namentlich Religion und Region, wurden in der Phase des Kalten Krieges völlig von außen- und wirtschaftspolitischen Konflikten überlagert: In der Bundesrepublik schlossen sich nicht nur Christen beider Konfessionen in der Union zusammen, sie entdeckten zudem die religiös unmusikalischen Liberalen als dauerhaften Koalitionspartner; Bayern stimmte zwar gegen das Grundgesetz, nahm dessen Geltung aber billigend in Kauf; die Grenzen des neutralen Österreichs waren mit der Ausnahme Südtirols nicht mehr umstritten. 

In der Zeit des Kalten Krieges fungierten Antikommunismus und Westbindung (Deutschland) bzw. prowestliche Neutralität (Österreich) also als eine Art ideologische Leitplanken, die alle strukturellen politischen Konflikte einhegten. Der so begrenzte Wettbewerb der Parteien war der Kontext, in dem Volksparteien entstehen konnten: große Zusammenschlüsse mit einem weit gespannten Netz von Vorfeldorganisationen, die erstmals in der deutschen und österreichischen Geschichte in der Lage waren, heterogene (im Sinne von Milieus bzw. Lager übergreifende) Wählerallianzen hinter sich zu scharen. Prototyp hierfür war die CDU, die als überkonfessionelle Union Arbeiter und Angestellte mit einem lockeren Band des Christentums (und einem straffen des Antikommunismus) an sich band. Die SPD folgte diesem Beispiel spätestens seit ihrem Godesberger Parteitag 1959 nach; ÖVP und SPÖ vollzogen eine ähnliche Entwicklung. In der Hochphase der Volksparteien war mit FDP bzw. FPÖ jeweils nur noch für eine weitere Partei Platz im Parlament. Die stabilisierende Wirkung der relativ einfachen Konfliktstruktur des Kalten Krieges verdeutlicht das Dilemma, vor dem die deutsche Politik nach der Wiedervereinigung steht: In den neuen Bundesländern muss die Demokratie gleichsam ohne Leitplanken eingeübt werden. Auch dafür steht der Handschlag von Erfurt. Kein Wunder, dass so viele Beobachter die Zeit des Kalten Krieges als Folie heranziehen und vor deren Hintergrund als vermeintlich Goldenem Zeitalter heute eine Krise ausrufen. Ganz so einfach ist es nicht. 

Weil die großen Konflikte heute wieder ungebündelt ausgetragen werden, ist (erneut) eine Zeit des Übergangs angebrochen, in der die Parteien unbeständiger sind und die Demokratie umkämpfter ist. Vordergründig ist das Problem der Gegenwart ja eindeutig und auch schon sehr häufig beschrieben worden. Wir leben in einer Zeit der Umbrüche: Globalisierung, Europäisierung, Digitalisierung, Klimawandel und jetzt auch noch eine Pandemie. Daraus folgt, so die große Erzählung, die Gefahr gesellschaftlichen Auseinanderklaffens sowie materieller und ideeller Verluste. Das ist ein bisschen zu einfach gedacht und unterstellt, dass die Zeit des Kalten Krieges eine einzige Blumenwiese voller Erfreulichkeiten gewesen sei. Dies würden Millionen traumatisierter Weltkriegsteilnehmer und NS-Geschädigter sowie drangsalierte Achtundsechziger und Opfer des RAF- (und Rechts-!)Terrorismus sicherlich anders sehen, ganz zu schweigen von den Frauen, Erwerbslosen und Migranten, die politisch nach 1945 ebenfalls systematisch benachteiligt waren (Lessenich 2019).

Ausschlaggebend für die Wahrnehmung der heutigen Umbrüche ist weniger deren Intensität als vielmehr die Tatsache, dass kein einheitlicher Leisten mehr existiert, über den diese allesamt geschlagen werden könnten. Es gibt heute kein funktionales Äquivalent zum Antikommunismus mehr, mit dessen Hilfe sich sicherheits- und wirtschaftspolitische Präferenzen bündeln lassen. Man kann sich außenpolitisch an West oder Ost binden oder sich ganz auf die eigene Stärke bzw. Neutralität verlassen und dies quasi à la carte mit verschiedensten ordnungspolitischen Vorlieben kombinieren, vom allumfassenden Sozialstaat (auf Wunsch auch nur für die »richtige« ethnische Gruppe) bis hin zu marktliberalen Blütenträumen einer voll privatisierten Daseinsvorsorge. Das Emblem all dieser Unübersichtlichkeit ist eine mittlerweile auch schon altehrwürdige politische Institution, deren Mitarbeiter sich sicher manchen Tag in die unbeobachtete Zeit des Kalten Krieges zurücksehnen: die Europäische Union. Für die einen ist sie immer noch der gute Hirte, der die sicherheitspolitischen Konflikte Westeuropas entschärft,5 unsere größte Hoffnung im Hinblick auf eine Abfederung des Klimawandels darstellt und – zumindest bis zur Corona-Krise – das Reisen wesentlich erleichtert. Für die anderen ist die EU zusehends zum Moloch geworden, der das Blut aus Volkswirtschaften saugt, die auf günstige Exporte angewiesen sind, scharenweise nationale Demokratien entkernt und als Einfallstor für ungezügelte Migration fungiert. Diese widersprüchlichen Urteile schießen nicht zuletzt deshalb ins Kraut, weil die EU im Hinblick auf ihre Abläufe nachgerade grotesk komplex ist und von niemandem wirklich verstanden wird.

Die schillernde Gestalt der EU erklärt exemplarisch, warum heute zusätzlich zu den Konfliktlinien um Wirtschaft, Religion und Region eine neue entstanden ist, die zu allem Überfluss auch noch quer zu den genannten liegt. Im Kern treffen heute progressiv-grüne und kosmopolitische Vorlieben auf solche für eher traditional-autoritäre Lösungen im nationalen Kontext (Hooghe & Marks 2018). Nichts bindet wirtschaftliche, religiöse, regionale und transnationale Konflikte mehr so aneinander, wie Antikommunismus und Westbindung bzw. Neutralität dies vor 1990 getan haben. Deshalb ist seit dem Ende des Systemkonflikts mit der Sowjetunion die europäische Integration in hohem Maße politisiert. Diese neue Unübersichtlichkeit leistet den vielbeschworenen gesellschaftlichen Blasen als geschlossenen Kommunikationsräumen Vorschub und erklärt, warum so viele von uns sich von sozialen Medien kirre machen lassen. Die Kirre-Macherei ist aber eher Ausdruck der neuen Unübersichtlichkeit als deren Ursache. Die deutschen Republikaner wären in den 1980er-Jahren auch mit Twitter-Account nicht in den Bundestag eingezogen. Diesen Erfolg hat ihnen die Wiedervereinigung vermasselt, vor allem aber das Fehlen einer Botschaft, wie es sie in Deutschland erst seit der sogenannten Migrationskrise von 2015 gibt.

Ungeachtet aller hausgemachten Probleme und strategischen Fehlentscheidungen sind die sozial- und christdemokratischen Volksparteien weniger Verursacher als Verlierer dieses gesellschaftlichen Wandels. Ihnen fällt es immer schwerer, alle Segmente ihrer vormaligen Wählerschaft gleichzeitig an sich zu binden, insbesondere weil neue transnationale Konflikte sich quer durch ihre Anhängerschaft ziehen. Bestes Beispiel dafür ist die Haltung der vier Volkspartei-Anwärter in Deutschland und Österreich zu einer weiteren europäischen Integration, die spätestens seit der Jahrhundertwende nur noch als erratisch bezeichnet werden kann. Man ist irgendwie dafür, insbesondere rhetorisch, aber schließt im gleichen Atemzug auch gern jedweden Abbau der nationalen Demokratie aus. Dahinter steht aufseiten der Sozialdemokratie das Wissen, das soziale Rechte, die den deregulierten europäischen Markt einhegen könnten, eigentlich in Brüssel ausgehandelt werden müssten, Gewerkschaften aber in Berlin und Wien wesentlich mächtiger sind. Christdemokraten haben derweil daran zu knabbern, dass eine effektivere Begrenzung der Einwanderung durchaus machbar, gleichzeitig aber kaum ohne eine Einschränkung der wirtschaftlichen Freizügigkeit zu haben ist, die der eigenen Klientel ebenfalls sehr am Herzen liegt. Ohne den dauerhaft ansässigen Migranten mag die christdemokratische Welt funktionieren, der Leiharbeiter wiederum ist aber häufig Teil des Geschäftsmodells, wie die aktuellen Skandale in der Fleischindustrie zeigen. In vielen anderen Wirtschaftszweigen gilt dasselbe.

Die zuvor unangefochtenen Volksparteien werden also in Anbetracht zusehends unübersichtlicherer gesellschaftlicher Auseinandersetzungen von Zielkonflikten gepeinigt. Dies wiederum erklärt die neue Welle des Wettbewerbs, die durch die Parteiensysteme Europas schwappt und zuvorderst auf zwei zusehends erfolgreiche Parteifamilien zurückzuführen ist: einerseits die jeweiligen Grünen und andererseits, quasi als deren Pendants, die oftmals als rechtspopulistisch apostrophierten Parteien mit ausgeprägter Migrationsskepsis (wie AfD und FPÖ). Wie schwer die großen Konflikte heute zu bündeln sind, erkennt man daran, dass bei den neuen Parteien die wirtschaftlichen Positionen so diffus sind wie bei den alten die Haltung zur EU: Grüne sprechen sich irgendwie für Umverteilung aus, sind aber noch nirgends dafür aktenkundig geworden, dem Rad des Neoliberalismus nachhaltig in die Speichen gegriffen zu haben. Rechtspopulisten haben noch diffusere wirtschaftspolitische Vorstellungen, die zwischen marktliberaler Deregulierung und einem ethnisch konnotierten Sozialstaat schwanken. 

Die Existenz neuer Konflikte wäre weniger einschneidend, wenn nicht im Zuge einer zunehmenden Polarisierung auch deren Intensität anstiege. Wie Odd Arne Westad (2017) gezeigt hat, war es weniger die Demokratie, die sich dem Kommunismus gegenüber als Sieger im Kalten Krieg erwiesen hat, sondern vielmehr der Kapitalismus. Im Zweifelsfall ist damit die Demokratie entbehrlich geworden. Dies bedeutet, dass in Deutschland und Österreich das alte Spiel, die Zugehörigkeit zum politischen System infrage zu stellen, wieder möglich ist. Dies ist die Essenz der »Politik mit der Angst« (Wodak 2020), die gesellschaftliche Gruppen wieder gegeneinander ausspielt. Beispielsweise lassen sich die Inhaber ähnlicher wirtschaftlicher Interessen spalten, sei es durch das Großthema Migration, sei es durch das Großthema Umweltschutz. Dies erklärt, warum manche deutsch- oder österreichischstämmige Paketzusteller an der Wahlurne nicht für bessere Arbeitsbedingungen im Dienstleistungssektor stimmen und warum man sich auch in Berlin-Prenzlauer Berg und Wien-Neubau (zumindest rhetorisch) gern für Umverteilung einsetzt. Vor allem, und dies ist am bedrohlichsten, erklärt es, warum die Freiheitsrechte selbst von eingewanderten Deutschen und Österreichern zur Disposition gestellt werden können.

Mal ehrlich: Haben Sie gerade gedacht, dass es all das unter Willy Brandt, Bruno Kreisky und Helmut Kohl nicht gegeben hätte? Verkörperten die genannten Politiker nicht exemplarisch unumstößliche Prinzipien wie soziale Gerechtigkeit, internationale Verständigung und Vertiefung der europäischen Integration in einem Maße, das sicherstellte, dass die Wähler ihnen dank ihrer Überzeugungskraft folgten? Nicht wirklich, denn jeder Politikertyp hat seine Zeit. 

Mit dem Ende des Kalten Krieges haben die Renegaten die demokratischen Lichtgestalten als wichtigste Politikerpersönlichkeiten abgelöst. Natürlich bestimmt nicht nur »die« Gesellschaft den Charakter der Politik. Insbesondere charismatische Politiker können ihrerseits Allianzen schmieden, die ohne sie gar nicht möglich gewesen wären. Allerdings sind solche Erfolge ohne die strukturellen gesellschaftlichen Voraussetzungen – eingehegte Konflikte – höchst ambivalent. Der Eindruck, dass jeder Erfolg, den Willy Brandt und Bruno Kreisky ihren Parteien unter den Bedingungen des Kalten Krieges eingebracht haben, SPD und SPÖ heute wie ein Mühlstein um den Hals hängen, ist nicht von der Hand zu weisen. Die großen demokratischen Lichtgestalten verkörperten gerade die Lehren, die im Kalten Krieg aus den heißen Kriegen gezogen werden sollten, und ihr Erfolg zehrte ebenso wie der ihrer Parteien von den Rahmenbedingungen des Kalten Krieges. Kaum hatten sie die Herkulesaufgabe einer absoluten sozialdemokratischen Mehrheit vollbracht, brannten Brandt und Kreisky aus. Dieser war nach Unterzeichnung der Ostverträge zusehends von seinem Amt gelangweilt, jener verzettelte sich ab Mitte der 1970er-Jahre in einen sinnlosen Streit mit Simon Wiesenthal. 

Die (vermeintlichen) Lichtgestalten der Politik nach dem Kalten Krieg blendeten entweder drängende Fragen dauerhaft erfolgreich aus (Angela Merkel und die europäische Integration) oder gründeten ihren Erfolg darauf, die rechtspopulistische Kritik an ihrer Politik gleich in ebenjene mit einzubauen (Sebastian Kurz und seine »geskriptete«, einem vorab verfassten Drehbuch folgende Kanzlerschaft). Die zusehends fragile Stellung der Volksparteien stellt stattdessen ideale Ausgangsbedingungen für Renegaten dar. Renegaten sind Abtrünnige, die entweder ihre eigene Partei kidnappen und nach ihren Vorstellungen umgestalten, sich also von der Randfigur zum Zentralgestirn machen (Jörg Haider) oder gekränkt ihre ursprüngliche Partei verlassen, um dieser durch Gründung eines Konkurrenten am Rand des politischen Spektrums gezielt zu schaden (Oskar Lafontaine, Alexander Gauland). Hierbei stellt sich die Frage, warum die Zeit der Renegaten in Österreich offensichtlich früher anbrach als in Deutschland.

Der unterschiedliche Umgang mit der nationalsozialistischen Vergangenheit erklärt maßgeblich, warum die österreichische Politik früher aus den Mustern des Kalten Krieges ausgebrochen ist als die deutsche. Es war eingangs bereits die Rede davon, dass die Politik in Österreich in vielerlei Hinsicht eine Vorreiterrolle einnimmt im Vergleich zur deutschen. Die Umstände des »Anschlusses« ermöglichten es Österreich, sich als »erstes Opfer« des Nationalsozialismus darzustellen und erübrigten eine kritische Auseinandersetzung mit der eigenen Verstrickung, insbesondere in den Holocaust (Art 2005). Die eigene Neutralität diente in dieser Hinsicht der Selbstvergewisserung, dass die Vergangenheit auch wirklich vergangen war. Um nicht falsch verstanden zu werden: Auch in Deutschland dauerte es bis in die 1980er- oder sogar 1990er-Jahre, bevor eine wirkliche Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus stattfand. In Österreich entfiel eine solche Auseinandersetzung, und das erklärt, warum die FPÖ sich quasi als Nachfolgepartei der »Ehemaligen« (Mitglieder der NSDAP) viel früher etablieren konnte (Reiter 2019). In Deutschland erwies sich allerdings die zusehends kritische Auseinandersetzung als zweischneidiges Schwert. Insbesondere Politikern der Union und der FDP ging die Vergangenheitsbewältigung zu weit. Ähnlich wie es in Österreich quasi Tradition war, schufen nun Vertreter der etablierten Parteien inklusive der SPD (Thilo Sarrazin!) diskursive Anknüpfungspunkte, an die Rechte ihre Themen gleichsam andocken konnten. Dies erklärt, warum dann die AfD im Zuge der Migrationskrise von rechts übernommen werden konnte. 

Im Ergebnis beschreibt dieses Buch aber keineswegs ein Niedergangsszenario. Ein solcher Befund wäre angesichts der Ambivalenzen sowohl der Phase der eingehegten politischen Auseinandersetzung im Kalten Krieg als auch des stärker entgrenzten Konflikts danach kaum haltbar. Klar ist, dass viele der nach 1945 zunächst weiterhin benachteiligten Gruppen – namentlich Frauen und Migranten – im Zeitverlauf bis heute immer mehr Mitsprache einforderten und erhielten. Vor diesem Hintergrund eines Gerangels um mehr und weniger Demokratie – das Philip Manow (2020a) als »(Ent-)Demokratisierung der Demokratie« beschreibt – sollten wir uns der Frage, was zu tun ist, im Folgenden in sechs Schritten annähern. Die Facetten des demokratischen Mehrheitsbegriffs werden in den vier Kapiteln der beiden ersten Teile des Buches behandelt. Der letzte Teil stellt in ebenfalls zwei Kapiteln die Frage nach Schlussfolgerungen im Allgemeinen und Veränderungsmöglichkeiten im Besonderen. Grundsätzlich gilt es, auf die Parteien zu setzen, und deshalb beleuchtet dieses Buch – auch vergleichend über Deutschland und Österreich hinaus – den Wandel der Parteiendemokratie.

Im Mittelpunkt des ersten Teils steht die Frage nach der Mehrheit für die Demokratie. Diese ist nach wie vor ganz eindeutig vorhanden, auch wenn sie seit dem Ende des Kalten Krieges fragiler wurde. Nach dem Wegfall des Antikommunismus als Leitplanke der Politik brechen heute die alten Mechanismen wieder auf, die Zugehörigkeit zum politischen System infrage zu stellen. Zwar steht vordergründig nicht mehr Demokratie als solche zur Disposition, wohl aber deren Geltung für Nichtdeutsche bzw. -österreicher (Kapitel 2). Protagonisten dieses neuen konfrontativen Politikstils sind die Renegaten der etablierten Parteien, die die demokratischen Lichtgestalten als prägende Figuren abgelöst haben (Kapitel 3).

Der zweite Teil des Buches fragt nach der politischen Mehrheitsbildung in der Demokratie sowohl in Parteisystemen als auch in Parlamenten. Die Bildung demokratischer Regierungen ist zwar weiterhin möglich, aber die Verhältnisse sind auch in dieser Hinsicht komplizierter geworden. Wichtigste Garanten einer raschen Regierungsbildung waren stets die Volksparteien, deren Geschäftsgrundlage heute weitgehend entfallen ist. Wandel bedeutet aber nicht Niedergang: Sowohl für Grüne als auch für Rechte besteht grundsätzlich Aussicht auf einen CDU-Moment, also die Möglichkeit, selbst Volkspartei zu werden und breite Bündnisse hinter sich zu scharen. Für die Sozialdemokratie besteht indes wenig Hoffnung (Kapitel 4). Ein Rückgriff auf komplexere Koalitionsmuster, wie sie aktuell in Österreich erprobt werden, erweist sich als wenig aussichtsreich. Stattdessen wäre es nur vordergründig paradox, gerade in Zeiten der entgrenzten politischen Auseinandersetzung die Bildung von Minderheitsregierungen zu erleichtern – die sich dann im Parlament wechselnde Mehrheiten suchen könnten (Kapitel 5). 

Im dritten Teil des Buchs geht es um die Frage, durch welche Reformen die parlamentarische Mehrheitsbildung in der Demokratie erleichtert werden kann. Andere Beteiligungsformen können Parteien nicht ersetzen, wenn es darum geht, gesellschaftliche Wünsche in politische Entscheidungen zu übersetzen. Die Parteien sind die einzige Kelle, mit der sich aus dem Mustopf der Gesellschaft Mehrheiten schöpfen lassen. Sie sollten deshalb nicht durch Plebiszite ausgehebelt werden. Stattdessen gilt es, die wichtigste Form der politischen Partizipation, die Teilnahme an Wahlen, qualitativ und quantitativ aufzuwerten: qualitativ durch mehr Transparenz und quantitativ durch ein Wahlrecht für alle dauerhaft Ansässigen. Die einzige direkte Stellschraube, an der man zwecks Mehrheitsbildung drehen kann, ist auf der Ebene der Parlamentsregeln zu finden. Dies sollte aber eine Notfalloption für den Fall von Blockaden durch Minderheiten bleiben (Kapitel 6). 

Kapitel 7 wagt dann einen Ausblick in unübersichtlichen Zeiten. Zunächst können wir in der Gesamtschau der hier präsentierten Argumente nicht davon ausgehen, dass der Geist der entgrenzten politischen Auseinandersetzung in absehbarer Zeit in die Flasche zurückkehrt. Aber: Wandel ist nicht gleich Niedergang. Es ist durchaus möglich, dass die politische Auseinandersetzung immer mehr um die neuen transnationalen Fragen kreisen wird. In diesem Fall hätten sowohl Grüne als auch Rechte ihre berechtigte Hoffnung darauf, eines Tages selbst zu Volksparteien zu werden. Pikanterweise könnten sie beide von den Christdemokraten abgefangen werden, die heute zwischen Kosmopolitismus und Abschottung changieren. Keine christdemokratische Partei verkörpert diesen Spagat und seine Höhen und Tiefen aktuell besser als die CDU. 

Wohin die Reise geht, liegt letztlich an uns. Bis der sich aktuell vollziehende umfassende Wandel der Parteiendemokratie einer neuen Übersichtlichkeit weicht, sollten wir uns in einer Verantwortungsethik üben und über lauter Kurzfristigkeiten nicht das große Ganze aus dem Blick verlieren, vor allem nicht das Kind der Demokratie mit dem Bade der richtigen und wichtigen Bekundung von Unmut ausschütten. Für dieses worst-case-Szenario steht der Handschlag von Erfurt. Wer es verhindern will, wird nicht umhinkommen, den Marsch durch die Institutionen an- und in Parteien einzutreten. Nur dank politischer Parteien kann man vom Straßenkämpfer zum Außenminister werden. Und das ist auch gut so. 
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